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Amt für Bürgerrecht und Zivilstand: X, A; Rekurs betreffend Einsichtnahme in die 
Zivilstandsregister der Gemeinde B SG 
 
 
 
Sachverhalt 
 
A. X, Berufsgenealoge, A, ersuchte das Amt für Bürgerrecht und Zivilstand des Kantons 
St.Gallen (im Folgenden AfBZ) um Einsichtnahme in die Zivilstandsregister des Kantons 
St.Gallen bzw. der Gemeinde B. Er begründete das Gesuch damit, dass Y von B ihn mit der 
Erstellung einer Stammtafel beauftragt habe. Mit E-Mail präzisierte er, dass die genealogische 
Forschung der geraden Linien von Z, dem Vater des Auftraggebers Y, sowie die Prüfung einer 
allfälligen Verbindung der Familie Y-Z zum Künstler W vorgesehen seien. 
 
B. Das AfBZ teilte X mit, dass ihm keine Bewilligung für die Einsichtnahme beim 
Zivilstandsamt St.Gallen in die Zivilstandsregister der Gemeinde B erteilt werde. Er erhalte 
jedoch die Bewilligung zum Bezug des Familienscheines für Z. Gleichzeitig wurde X darüber 
informiert, dass – zufolge einer Praxisänderung im Kanton St.Gallen – für  weitere Auskünfte 
über die Mitglieder der Familie Y-Z, welche vor dem Jahr 1900 geboren und gestorben seien, 
keine Bewilligung mehr erforderlich sei, und er diese Daten deshalb direkt beim Staatsarchiv 
beziehen könne. Zusätzlich wurde X eine Erweiterung der Bewilligung zum Bezug des ge-
wünschten Familienscheins in Aussicht gestellt, sollte sich im Zuge der Ermittlungen ergeben, 
dass es sich beim Künstler W um ein Mitglied der Familie Y-Z handle. 
 
C. Gegen das Schreiben des AfBZ erhob X beim Departement für Inneres und Militär Rekurs. 
Er beantragte sinngemäss die Gutheissung des Gesuchs um Einsichtnahme in die 
Zivilstandsregister von B. Zur Begründung legte er im Wesentlichen dar, dass sich die 
Ablehnung auf keine gesetzliche Grundlage abstütze. Er erachte seine Begründung als 
ausreichend, um dem Gesuch zu entsprechen. Hinzu komme, dass in anderen Kantonen der 
Deutschschweiz jeweils umgehend nach Einreichung eines Gesuch eine Bewilligung erteilt 
werde. Auch der Kanton Solothurn habe ihm eine Bewilligung erteilt. 
 
D. Das AfBZ beantragte in seiner Stellungnahme die Abweisung des Rekurses. Es führte 
zusammenfassend aus, die erteilte Bewilligung komme den Interessen von X insgesamt 
genügend entgegen. Es sei ihm zuzumuten, die Forschung mit dem Bezug des Familienscheines 
für Z und den Erkundigungen über die vor dem Jahr 1900 geborenen und gestorbenen 
Mitglieder der Familie Y-Z aufzunehmen. X werde allein die Einsichtnahme in das 
Zivilstandsregister von B verweigert. Die Erlaubnis zur Einsichtnahme in Zivilstandsregister 
werde in ihrem Umfang vom konkreten Einzelfall bestimmt. In diesem Zusammenhang mache 
X keinen Umstand geltend, der geeignet wäre, ausnahmsweise eine Abweichung von den 
üblichen Formen der Bekanntgabe von Personendaten zu rechtfertigen. Eine generelle 
Einsichtnahme – auch wenn sie in Bezug zu einem konkreten Familienforschungsprojekt stehe – 
sei ohne weitergehende Begründung nicht möglich. Im Übrigen liege die Erteilung der 
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Bewilligung im pflichtgemässen Ermessen der kantonalen Aufsichtsinstanz und sei nicht 
abhängig von der in anderen Kantonen geltenden Praxis. 
 
E. In der Replik erklärte X, keine Bewilligung zum Bezug des Familienscheines für Z zu 
benötigen, da ihm die Familie Y-Z bereits einen entsprechenden Familienschein zur Verfügung 
gestellt habe. Zusätzlich wies er das AfBZ darauf hin, dass entgegen seiner Information die 
Einsicht in die Register vor 1900 beim Staatsarchiv aus technischen Gründen vorderhand nicht 
möglich sei. Eine Einsicht in die entsprechenden Bürgerbücher sei ihm vom zuständigen 
Zivilstandsamt mit der Begründung verweigert worden, die vom AfBZ erteilte Bewilligung 
beziehe sich nur auf die Einsicht in Mikrofilme, nicht aber auf die Einsicht in Bücher. Zudem 
seien die Bürgerregister jeweils sehr kurz gefasst, was seiner Erfahrung nach zu Unklarheiten 
führen könne. Eine Konsultation der detaillierten Register sei deshalb notwendig. Allein aus 
dem Familienschein seien die Informationen nicht ersichtlich. 
 
F. In der Duplik stellte das AfBZ klar, dass für die Einsichtnahme in die Registereintragungen 
vor 1900 und für die Bekanntgabe solcher Personendaten keine Bewilligung benötigt werde, 
weshalb diesbezüglich auch keine Bewilligung – weder für Mikrofilm noch für Bücher – erteilt 
worden sei. Das zuständige Zivilstandsamt sei verpflichtet, auf Verlangen Einsicht in diese alten 
Eintragungen zu gewähren. Allein die Behauptung, dass in älteren Registern regelmässig 
Unklarheiten festzustellen seien, genüge nicht um eine Ausnahme von den üblichen Formen der 
Bekanntgabe von Personendaten und damit eine generelle Einsichtnahme in die 
Zivilstandsregister von B zu rechtfertigen. 
 
G. Auf weitere Begebenheiten und Ausführungen der Beteiligten wird – soweit wesentlich – im 
Rahmen der nachstehenden Erwägungen eingegangen. 
 
 
Erwägungen 
 
1. a) Bevor das Departement für Inneres und Militär einen Rekurs einer materiellen Prüfung 
unterzieht, hat es von Amtes wegen zu prüfen, ob auf das Rechtsmittel eingetreten werden kann. 
Zu den Prozessvoraussetzungen, die allesamt vorhanden sein müssen, damit eine 
Rechtsmittelinstanz zur Begründetheit oder Unbegründetheit der Rechtsbegehren Stellung 
nehmen kann, gehören die Zuständigkeit der Rechtsmittelinstanz, ein taugliches Anfechtungs-
objekt, die Legitimation des Rechtssuchenden sowie ein frist- und formgerechtes Rechtsmittel-
begehren (vgl. F. Gygi, Bundesverwaltungsrechtspflege, Bern 1983, 71 ff.).  
 
b) Die Zuständigkeit des Departementes für Inneres und Militär zur Beurteilung des vorliegen-
den Rekurses ergibt sich aus Art. 43bis des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege 
(sGS 951.1; abgekürzt VRP) in Verbindung mit Art. 22 lit. g des Geschäftsreglementes der Re-
gierung und der Staatskanzlei (sGS 141.3).  
 
Als Anfechtungsobjekt des Rekurses kommen in der Regel nur Verfügungen oder Entscheide in 
Betracht (vgl. 40 ff. VRP). Während nach der Terminologie des VRP Verfügungen keine 
streitentscheidende Verwaltungsakte sind, handelt es sich bei Entscheiden um streitentschei-
dende Verwaltungsakte einer oberen Instanz. Vorliegend ist ein Schreiben des AfBZ 
angefochten. Das Schreiben des AfBZ kann demgemäss nur Anfechtungsobjekt des 
Rekursverfahrens sein, wenn es die für eine Verfügung erforderlichen Elemente aufweist. 
Gemäss Rechtsprechung ist eine Verfügung ein Akt einer Behörde, der gestützt auf einen 
öffentlich-rechtlichen Rechtssatz als hoheitliche Anordnung in verbindlicher und erzwingbarer 
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Weise ein konkretes Rechtsverhältnis zwischen Gemeinwesen und Individuum begründet, 
aufhebt, abändert oder feststellt (GVP 1989 Nr. 77; GVP 1998 Nr. 9). Das AfBZ hat vorliegend 
in seiner Funktion als kantonale Aufsichtsbehörde im Zivilstandswesen gestützt auf Art. 6 der 
st.gallischen Zivilstandsverordnung (sGS 914.71) und Art. 29a Abs. 2 der eidgenössischen 
Zivilstandsverordnung (SR 211.112.1; abgekürzt ZStV) das Gesuch des Rekurrenten um 
Einsicht in die Zivilstandsregister der Gemeinde B abgelehnt und ihm statt dessen eine 
Bewilligung zum Bezug des Familienscheines für Z erteilt. Damit hat das AfBZ in Form eines 
Hoheitsaktes eine zwischen ihm und dem Rekurrenten bestehende verwaltungsrechtliche 
Beziehung verbindlich geregelt und diesbezüglich – auch wenn dies im betreffenden Schreiben 
nicht ausdrücklich so festgehalten worden ist – in Verfügungsform gehandelt. Beim Schreiben 
des AfBZ handelt es sich folglich insoweit um eine Verfügung, als damit eine Bewilligung zum 
Bezug eines Familienscheines für Z erteilt bzw. eine Bewilligung zur Einsichtnahme in die 
Register von B verweigert wird. In diesem Umfang bildet das Schreiben des AfBZ auch ein 
taugliches Anfechtungsobjekt des Rekursverfahrens.  
 
Keine Verfügung stellt im Lichte der erwähnten Rechtsprechung die blosse Mitteilung an den 
Rekurrenten dar, dass er für die Einsicht in die vor dem Jahr 1900 in Kirchenbücher und Bür-
gerregister erfolgten Eintragungen keine Bewilligung benötige. Dem Rekurrenten wird damit 
weder ein Einsichtsrecht eingeräumt noch ein solches verweigert, vielmehr wird er nur über eine 
spezielle Möglichkeit der Einsichtnahme informiert. Seine Rechtsstellung bleibt von dieser 
Mitteilung vollkommen unberührt. Dementsprechend stellt diese Mitteilung mangels Verfü-
gungsqualität kein taugliches Anfechtungsobjekt dar. Auf die in der Replik vom Rekurrenten 
bemängelten Schwierigkeiten bei der praktischen Umsetzung der Einsichtnahme in 
Registereintragung vor dem Jahr 1900 ist im Folgenden somit nicht weiter einzugehen. Im 
Weiteren hat das AfBZ in seiner Duplik zu diesem Punkt klar Stellung bezogen und nochmals 
ausdrücklich festgehalten, dass das Zivilstandsamt verpflichtet sei, dem Rekurrenten auf 
Verlangen Einsicht in die Registereintragungen vor dem Jahr 1900 zu gewähren. Gestützt auf 
diese Stellungnahme sollte der Rekurrent künftig keine Schwierigkeiten bei der Einsicht in diese 
alten Eintragungen mehr haben. 
 
Gemäss Art. 24 VRP sollte eine Verfügung unter anderem auch eine Belehrung über das zu-
lässige ordentliche Rechtsmittel enthalten. Die Verfügung des AfBZ enthält keine 
Rechtsmittelbelehrung und ist daher insoweit mangelhaft. Da jedoch der Rekurrent den Rekurs 
dem zuständigen Departement für Inneres und Militär sowohl form- wie auch fristgerecht 
eingereicht hat, sind ihm aus der fehlenden Rechtsmittelbelehrung keine weiteren Nachteile 
entstanden und es erübrigen sich damit weitere Ausführungen zu diesem Mangel (vgl. Art. 47 
Abs. 3 VRP). Der Rekurrent ist als Adressat der Verfügung ebenfalls hinreichend zur 
Rekurserhebung legitimiert (Art. 45 Abs. 1 VRP). Auf den Rekurs ist demzufolge einzutreten. 
 
2. a) Streitgegenstand im Rekursverfahren ist das Rechtsverhältnis, das Gegenstand der an-
gefochtenen Verfügung bildet, soweit es im Streit liegt. Anfechtungsobjekt und Streitgegen-
stand sind identisch, wenn die Verfügung insgesamt angefochten wird. Bezieht sich dem-
gegenüber der Rekurs nur auf einen Teil des durch die Verfügung bestimmten Rechtsverhält-
nisses, gehören die nicht beanstandeten Teilaspekte des verfügungsweise festgelegten 
Rechtsverhältnisses zwar zum Anfechtungsobjekt nicht aber zum Streitgegenstand. (vgl. Gygi, 
a.a.O., 46; Kölz/Häner, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, Zürich 
1998, Rz 403 ff.; W.E. Hagmann, Die st.gallische Verwaltungsrechtspflege und das 
Rechtsmittelverfahren vor dem Regierungsrat, Diss. Zürich 1979, 165 f.) 
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In der Verfügung festgelegte und somit Teil des Anfechtungsgegenstandes bildende, aber auf-
grund der Rekursbegehren nicht mehr streitige und somit nicht mehr zum Streitgegenstand 
zählende Fragen, werden von der Rekursinstanz in der Regel nicht geprüft. Eine Ausnahme ist 
dann zu machen, wenn aufgrund der Parteivorbringen oder anderer sich aus den Akten erge-
bender Anhaltspunkte, dazu hinreichend Anlass besteht.  
 
b) Der Rekurrent ersuchte um Einsichtnahme in die Zivilstandsregister von B mit der 
Begründung, eine Stammtafel für Y von B erstellen zu wollen. Das AfBZ verweigerte ihm mit 
Verfügung die entsprechende Bewilligung, erteilte ihm aber um Bewilligung zum Bezug des 
Familienscheines für Z. Im Rahmen des Schriftenwechsels teilte der Rekurrent mit, die Familie 
Y-Z habe ihm einen entsprechenden Familienschein bereits zur Verfügung gestellt. Folglich ist 
vorliegend allein derjenige Teil der Verfügung umstritten, in welchem die Bewilligung zur 
Einsichtnahme in die Register von B verweigert wird.   
 
3. Nach Art. 40 Abs. 3 des Zivilgesetzbuches (SR 210; abgekürzt ZGB) sorgt der Bundesrat auf 
dem Gebiet der Beurkundung des Personenstandes für den Schutz der Persönlichkeit und der 
Grundrechte der Personen, über die Daten bearbeitet werden.  
 
a) Nach Art. 15 ZStV sind alle beim Zivilstandsamt beschäftigten Personen zur Verschwiegen-
heit über Personendaten verpflichtet. Diese Bestimmung bezweckt den Schutz der Persönlich-
keit von Personen, über die Daten bestehen. Personendaten bedürfen daher zu ihrer Bekannt-
gabe eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage. Gestützt auf Art. 30 ZStV können Angaben 
betreffend Geburten, Todesfälle, Verkündigungen und Trauungen bekannt gegeben werden, 
sofern das kantonale Recht ihre Veröffentlichung zulässt und kein Sperrrecht ausgeübt wird. Ist 
keine Veröffentlichung der Personendaten nach Art. 30 ZStV vorgesehen, findet sich die für 
Bekanntgabe erforderliche allgemeine Rechtsgrundlage in Art. 29 ZStV und die eigens für die 
Forschung anwendbare Rechtsgrundlage in Art. 29a ZStV. 
 
b) Gemäss Art. 29a Abs. 1 Satz 1 ZStV kann die kantonale Aufsichtsbehörde die Bekanntgabe 
von Personendaten zum Zweck wissenschaftlicher, nicht personenbezogener Forschung 
schriftlich bewilligen, sofern die Beschaffung der Daten bei den direkt betroffenen Personen 
nicht oder offensichtlich nicht zumutbar ist. In diesem Fall erlässt die Behörde die von Art. 29a 
Abs. 1 Satz 2 ZStV vorgeschriebenen datenschutzrechtlichen Auflagen, die entsprechend den 
konkreten Erfordernissen zu ergänzen sind (Jäger/Siegenthaler, Das Zivilstandswesen in der 
Schweiz, Bern 1998, 422). Im Weiteren kann die Behörde die Bekanntgabe von Personendaten 
zum Zweck personenbezogener Forschung schriftlich bewilligen, sofern die Beschaffung der 
Daten bei den direkt betroffenen Personen nicht möglich oder offensichtlich nicht zumutbar ist 
(Art. 29a Abs. 2 Satz 1 ZStV). Auch in diesem Fall ist die Bewilligung mit – nicht weiter spe-
zifizierten – Auflagen zur Sicherung des Datenschutzes zu verbinden (Art. 29a Abs. 2 Satz 2 
ZStV). Weil diesfalls eine Anonymisierung weitgehend ausgeschlossen ist, muss ein Miss-
brauch der Daten mit anderen Auflagen verhindert werden (Jäger/Siegenthaler, a.a.O., 422 f.). 
Ist die Bekanntgabe der Daten in den primären Formen (Art. 30 ZStV) unzumutbar, kann die 
kantonale Aufsichtsbehörde ausnahmsweise die Einsichtnahme in Zivilstandsregister schriftlich 
bewilligen (Art. 30a Satz 1 ZStV), wofür sie wiederum die nötigen Auflagen zur Sicherung des 
Datenschutzes erlässt (Art. 30a Satz 2 ZStV). Die Verpflichtung zu datenschutzrechtlichen 
Auflagen ergibt sich aus dem Umstand, dass das Datenschutzgesetz (SR 235.1; abgekürzt DSG) 
auf die Zivilstandsregister zwar nicht anwendbar ist (Art. 2 Abs. 1 und 2 lit. d DSG), aber 
dessen allgemeine Grundsätze gleichwohl zu beachten sind (BBl 1996 I 51). 
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c) Beim Rekurrenten handelt es sich unbestritten um einen Berufsgenealogen. In seinem Ein-
sichtsgesuch nennt er auch ein konkretes Forschungsprojekt, nämlich die Erstellung einer 
Stammtafel für Y von B. Die Abgrenzung der wissenschaftlichen, nicht-personenbezogenen 
Forschung von der personenbezogenen Forschung erfolgt mitunter über die Frage der 
Anonymisierung. In Anwendung von Art. 29a ZStV kann bei der personenbezogenen Forschung 
im Gegensatz zur wissenschaftlichen, nicht personenbezogenen Forschung eine 
Anonymisierung der Personendaten nicht im gleichen Umfang verlangt werden, da eine 
weitgehende Anonymisierung der Personendaten die Forschung verhindern bzw. das 
Forschungsergebnis grösstenteils zerstören würde (vgl. Jäger/ Siegenthaler, a.a.O., 422 f.). Da 
beim Forschungsprojekt des Rekurrenten eine Anonymisierung wenig sinnvoll wäre, ist 
vorliegend davon auszugehen, dass sein Einsichtsgesuch die personenbezogene Forschung zum 
Gegenstand hat. Im Folgenden massgebend ist daher – was im Übrigen auch unbestritten 
geblieben ist – Art. 29a Abs. 2 ZStV. 
 
4. a) Der Rekurrent äussert sich nicht ausdrücklich dazu, in welcher Form die Bekanntgabe der 
von ihm erwünschten Personendaten zu erfolgen hat. Aus seinem Gesuch kann jedoch gefolgert 
werden, dass er bezüglich der Form der Bekanntgabe der Personendaten Art. 30a ZStV und 
nicht Art. 30 Abs. 1 ZStV angewendet haben will. Es ist dem Rekurrenten zuzugestehen, ein 
Gesuch um Einsichtnahme in Zivilstandsregister stellen zu können, ohne sich dabei aus-
drücklich auf den hierfür massgebenden Art. 30a ZStV beziehen zu müssen. In diesem Zu-
sammenhang entscheidend ist in erster Linie das Begehren des Gesuchstellers bzw. der Inhalt 
seines Gesuchs. Bei der Einsichtnahme in Zivilstandsregister gestützt auf Art. 30a ZStV gilt es 
allerdings zu beachten, dass sie ausdrücklich als Ausnahme bezeichnet wird. Voraussetzung für 
die vom Rekurrenten begehrte Registereinsicht ist demzufolge, dass die Bekanntgabe in einer 
der in Art. 30 ZStV vorgesehenen Formen offensichtlich unzumutbar ist.  
 
Im Nachfolgenden ist somit zu prüfen, ob die vom Rekurrenten geltend gemachten Gründe 
ausreichen, um ausnahmsweise eine Einsicht in die Zivilstandsregister der Gemeinde B zu 
bewilligen.  
 
5. a) Bei der Erteilung der Bewilligung zur Einsicht in die Zivilstandsregister zum Zweck perso-
nenbezogenen Forschung kommt dem AfBZ als kantonale Aufsichtsbehörde aufgrund der 
„Kann“-Formulierungen in Art. 29a Abs. 2 ZStV und Art. 30a ZStV ein Ermessensspielraum 
zu. Allerdings bedeutet dieser Ermessensspielraum nicht, dass das AfBZ in seinen Entscheidun-
gen völlig frei ist. Es bleibt in seinen Entscheidungen an die sich aus Sinn und Zweck der ge-
setzlichen Ordnung ergebenden Kriterien und an die allgemeinen Rechtsgrundsätze gebunden. 
Das ihm zustehende Ermessen muss das AfBZ somit pflichtgemäss ausüben. Das heisst es hat 
alle in der Sache erheblichen Interessen zu berücksichtigen und sorgfältig gegeneinander 
abzuwägen (Häfelin/Müller, Grundriss des Allgemeinen Verwaltungsrechts, 3. Aufl., Zürich 
1998, Rz. 357 f.).  
 
b) Vorliegend ist zunächst mit Blick auf Art. 29a Abs. 2 ZStV das Forschungsinteresse des 
Rekurrenten zu berücksichtigen. Dieses Forschungsinteresse erschöpft sich gemäss seinen 
Angaben darin, die Verwandtschaftsverhältnisse von Y von B abzuklären. Auf der anderen Seite 
ist mit Blick auf Art. 15 ZStV das Geheimhaltungsinteresse von Personen zu berücksichtigen, 
über welche Daten bestehen. Der in diesem Zusammenhang vom Rekurrenten erhobene 
Einwand, es handle sich hierbei durchwegs um Personen, die bereits gestorben seien und 
deshalb keines Schutzes mehr bedürften, trifft zwar insoweit zu, als das schweizerische Recht 
keinen postmortalen Persönlichkeitsschutz kennt, doch darf nicht vergessen werden, dass 
verstorbene Personen in vielen Fällen noch lebende nahe und entfernte Verwandte haben, die 
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ihrerseits in ihren Persönlichkeitsrechten verletzt oder zumindest betroffen sein könnten. Es 
genügt, dass die lebenden Verwandte ein Interesse daran haben können und auch haben dürfen, 
ihre Personendaten aus den genealogischen Forschungsprojekt des Rekurrenten ausgeklammert 
zu wissen. Allein mit der Begründung, es handle sich um Daten bereits verstorbener Personen, 
lässt sich eine Einsichtnahme in die Zivilstandsregister nach Art. 30a ZStV daher nicht 
rechtfertigen.  
 
Der Rekurrent macht des Weiteren geltend, dass es sich bei der Familie Y-Z um ein 
Hauptgeschlecht in B handle und Zusatzinformationen wichtig seien, um Verwechslungen zu 
verhindern. Es ist dem AfBZ jedoch darin zuzustimmen, dass allein die nicht allzu 
wahrscheinliche und daher recht wage Möglichkeit einer Verwechslung nicht ausreicht, um eine 
generelle Einsichtnahme in die Zivilstandsregister zu rechtfertigen. Sollte in einem Einzelfall 
tatsächlich Zweifel an einer verwandtschaftlichen Beziehung bestehen, kann dem Interesse des 
Rekurrenten an der Vermeidung einer Verwechslung bereits ausreichend durch eine 
Überprüfung und schriftliche Auskunft des zuständigen Zivilstandsamtes entsprochen werden.  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass in Berücksichtigung des konkreten Forschungsprojektes 
des Rekurrenten, die Geheimhaltungsinteressen der von der Einsichtnahme in die Zivil-
standsregister betroffenen Personen als bedeutsamer zu werten sind, zumal vorliegend auch 
keine Umstände ersichtlich sind, welche es dem Rekurrenten offensichtlich unzumutbar machen 
würden, die von ihm benötigten Daten in den primären Formen von Art. 30 Abs. ZStV zu 
beziehen. 
 
6. Der Rekurrent macht ferner geltend, dass ihm in anderen Kantonen der Ostschweiz jeweils 
umgehend nach der Einreichung des Gesuches eine Bewilligung erteilt werde. Auch im Kanton 
Solothurn habe er mittlerweile keine Schwierigkeiten, eine Bewilligung zu erhalten.  
 
Damit beruft sich der Rekurrent sinngemäss auf das Rechtsgleichheitsgebot (Art. 29 Abs. 1 der 
Bundesverfassung, SR 101; abgekürzt BV). Gemäss Art. 29 Abs. 1 BV hat jede Person in 
Verfahren vor Gerichts- und Verwaltungsinstanzen Anspruch auf gleiche und gerechte Be-
handlung. Wird – wie im vorliegenden Fall - rechtsgleiche Behandlung über die Kantonsgren-
zen hinweg beansprucht, so gilt es die Vollzugshoheit und die Autonomie der Kantone in die 
Überlegungen einzubeziehen. Nach Art. 29a Abs. 2 ZStV sind die jeweiligen Aufsichtsbehörden 
der Kantone für die Erteilung der Bewilligung zuständig. Der Bundesgesetzgeber hat den 
Kantonen damit eine gewisse Eigenständigkeit bei der Bewilligungspraxis zugestanden, welche 
über den Rechtsgleichheitssatz nicht unterlaufen werden darf. Bei der Ausübung des Ermessens 
ist die Aufsichtsbehörde eines Kantons daher nicht an die von der Aufsichtsbehörde in einem 
anderen Kanton durchgeführte Ermessensausübung gebunden.  
 
7. Das AfBZ hat das ihm gemäss Art. 29a Abs. 2 ZStV und Art. 30a ZStV zustehende Ermessen 
pflichtgemäss ausgeübt und die vom Rekurrenten beantragte Bewilligung zur Einsichtnahme in 
die Zivilstandsregister der Gemeinde B zu Recht abgewiesen. Aus der in anderen Kantonen 
geltenden Bewilligungspraxis kann der Rekurrent nichts für sich ableiten. Der Rekurs wird 
damit abgewiesen. 
 
8. Soweit der Bund keine abschliessende Regelung vorsieht, richtet sich das Verfahren vor den 
Zivilstandsämtern und den kantonalen Behörden nach kantonalem Recht. Da weder die ZStV 
noch die Verordnung über die Gebühren im Zivilstandswesen (SR 172.042.110; abgekürzt 
ZStGV) eine Regelung zu den Gebühren bei Rekursen gegen Verfügungen der kantonalen 
Aufsichtsbehörden vorsehen, ist kantonales Recht anzuwenden. Nach Art. 95 Abs. 1 VRP hat in 
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Streitigkeiten jener Beteiligte die Kosten zu tragen, dessen Begehren ganz oder teilweise 
abgewiesen werden. Vorliegend wird demgemäss der Rekurrent kostenpflichtig. Eine 
Entscheidgebühr von Fr. Fr. 1'000.— erscheint als den Umständen angemessen (vgl. Nr. 10.01 
des Gebührentarifs für die Staats- und Gemeindeverwaltung, sGS  821.5). 
 
 
 
Demgemäss erlässt das Departement für Inneres und Militär des Kantons St.Gallen als 
 
 

Entscheid: 
 
 
1. Der Rekurs von X, A, wird abgewiesen. 
 
2. X, A, bezahlt eine Entscheidgebühr von 

Fr. 1'000.—. 
 
 
    DEPARTEMENT 

FÜR  
INNERES UND MILITÄR 
DES KANTONS ST.GALLEN 
Die Vorsteherin: 
 
 
 
lic.phil. Kathrin Hilber, 
Regierungsrätin 

 
 
 
 
Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Entscheid kann nach Art. 59bis Abs. 1 VRP innert vierzehn Tagen seit Eröffnung 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben werden (Spisergasse 41, 9001 St.Gallen). 
 
 
 
 
Zustellung an: 

− Rekurrent: X (eingeschrieben; mit Rechnung) 

− Vorinstanz: Amt für Bürgerrecht und Zivilstand (interne Post; Beilagen: Akten zurück) 

− Akten DIM (2) 
 
 
 
am: 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


